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Bekanntmachungen des Landratsamtes 
 

Nr. 44-642-KE 19 
Wasserrecht; 
Ausweisung eines Wasserschutzgebietes für den Brunnen VIII „Silbergrube“ der Stadt-
werke Kelheim GmbH & Co. KG 

Bekanntmachung 
Die Stadtwerke Kelheim GmbH & Co. KG haben unter Beifügung von Planunterlagen die Fest-
setzung eines Wasserschutzgebietes für den Brunnen VIII „Silbergrube“ beantragt und hierfür 
einen neuen Schutzgebietsvorschlag vorgelegt. Der Brunnen VIII befindet sich auf dem Grund-
stück Flurnummer 495, Gemarkung Weltenburg. Nach dem vorliegenden Entwurf umfasst das 
Trinkwasserschutzgebiet den Fassungsbereich (Zone I), eine engere Schutzzone (Zone II) und 
eine weitere Schutzzone (Zone III). 

I. 
Zweck und Art des Vorhabens 

Das Wasserschutzgebiet soll nach dem Schutzgebietsvorschlag des Ingenieurbüros Dr. Knorr 
GmbH, Ulrich-von-Hutten-Str. 55, 81739 München aus einem Fassungsbereich (Schutzzone I), 
einer engeren Schutzzone (Schutzzone II) und einer weiteren Schutzzone (Schutzzone III) be-
stehen.  
Der Fassungsbereich (Schutzzone I) für den Brunnen VIII liegt auf den Grundstücken mit den 
Flurnummern 495 (T) und 495/2 (T) jeweils Gemarkung Weltenburg (Stadt Kelheim). 
Die engere Schutzzone (Zone II) umfasst neben dem unmittelbaren Nahbereich des Brunnens 
auch weitere Grundstücke der Gemarkungen Kelheim und Weltenburg (Stadt Kelheim) sowie 
Holzharlanden (Stadt Abensberg).  
Die weitere Schutzzone (Zone III) umfasst Grundstücke der Gemarkungen Thaldorf und Welten-
burg (Stadt Kelheim) sowie Holzharlanden und Pullach (Stadt Abensberg). 
Den Planunterlagen liegt ein Grundstücksverzeichnis mit sämtlichen im Schutzgebiet liegenden 
Grundstücken bei. 
Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen ergeben sich 
aus dem beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Donaupark 13, Zi.Nr. O4.04, 93309 Kelheim, 
der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim und der Stadt Abensberg, Münchener Str. 
14, 93326 Abensberg ausliegenden Lageplan im Maßstab M 1 : 5 000 vom 25.10.2017. 
Der grobe Umgriff und die Lage des Wasserschutzgebietes ist aus dem am Ende dieser Be-
kanntmachung angefügten Lageplan im Maßstab M 1 : 25 000 ersichtlich. 

      II. 
Verordnungsentwurf 

§1 
Allgemeines 

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung der Stadtwerke Kelheim GmbH & Co. KG wird 
für den Brunnen VIII „Silbergrube“ das in § 2 näher umschriebene Wasserschutzgebiet festge-
setzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 9 erlassen. 

§2 

Schutzgebiet 

(1) Das Schutzgebiet besteht aus 
einem Fassungsbereich (Schutzzone W I), 
einer engeren Schutzzone (Schutzzone W II) sowie 
einer weiteren Schutzzone (Schutzzone W III). 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und die einzelnen Schutzzonen sind in dem im Anhang 
(Anlage 1) veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue Grenzziehung ist ein 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr.1 vom 17.01.2020 
3 

Lageplan im Maßstab 1 : 5 000 maßgebend, der im Landratsamt Kelheim, der Stadt Kel-
heim und der Stadt Abensberg, niedergelegt ist; er kann dort während der Dienstzeiten 
eingesehen werden. Die genaue Grenze der Schutzzone verläuft auf der jeweils gekenn-
zeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstück 
schneidet, auf der der Fassung näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen 
Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere und die weitere Schutzzone 
sind, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht. 

§ 3 

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 

(1) Es sind 

 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

1. bei Eingriffen in den Untergrund 
(ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen Maßnahmen) 

1.1 Aufschlüsse oder Veränderungen 
der Erdoberfläche, auch wenn 
Grundwasser nicht aufgedeckt 
wird, vorzunehmen oder zu erwei-
tern; insbesondere Fischteiche, 
Kies-, Sand- und Tongruben, Stein-
brüche, Übertagebergbau und Torf-
stiche 

verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im Rahmen 
der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung  

1.2 Wiederverfüllung von Erdaufschlüs-
sen, Baugruben und Leitungsgrä-
ben sowie Geländeauffüllungen  

nur zulässig 

- mit dem ursprünglichen Erdaus-
hub im Zuge von Baumaßnah-
men vor Ort 

 und 

- sofern die Bodenauflage wieder-
hergestellt wird 

verboten 

1.3 Leitungen verlegen oder erneuern 
(ohne Nrn. 2.1, 3.7 und 6.11) 

--- verboten 

1.4 Durchführung von Bohrungen nur zulässig für Bodenuntersuchun-
gen bis zu 1 m Tiefe 

verboten 

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnelbauten verboten 

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1) 

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Beför-
dern von wassergefährdenden 
Stoffen zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum Um-
gang mit wassergefährdenden 
Stoffen zu errichten oder zu erwei-
tern 

nur zulässig entsprechend Anlage 2, 
Ziffer 2 für Anlagen, wie sie im Rah-

verboten 
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 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 
men von Haushalt und Landwirt-
schaft (max. 1 Jahresbedarf) üblich 
sind 

2.3 Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen nach § 62 WHG außerhalb 
von Anlagen nach Nr. 2.2 (siehe 
Anlage 2, Ziffer 3) 

verboten 

2.4 Abfall i. S. d. Abfallgesetze und 
bergbauliche Rückstände abzula-
gern (Die Behandlung und Lage-
rung von Abfällen fällt unter Nr. 2.2 
und Nr. 2.3) 

verboten 

2.5 Genehmigungspflichtiger Umgang 
mit radioaktiven Stoffen im Sinne 
des Atomgesetzes und der Strah-
lenschutzverordnung 

verboten 

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu 
errichten oder zu erweitern ein-
schließlich Kleinkläranlagen  

verboten 

3.2 Regen- oder Mischwasserentlas-
tungsbauwerke zu errichten oder 
zu erweitern 

verboten 

3.3 Trockenaborte  nur zulässig, wenn diese nur vo-
rübergehend aufgestellt werden und 
mit dichtem Behälter ausgestattet 
sind 

verboten 

3.4 Ausbringen von Abwasser  verboten 

3.5 Anlagen zur  

- Versickerung von Abwasser 

oder  

- Einleitung oder Versickerung 
von Kühlwasser oder Wasser 
aus Wärmepumpen ins Grund-
wasser  

zu errichten oder erweitern 

verboten 

3.6 Anlagen zur Versickerung des von 
Dachflächen abfließenden Wassers 
zu errichten oder zu erweitern 

(auf die Erlaubnispflichtigkeit nach 
§8 Abs.1 WHG i.V. mit §1 NWFreiV 
wird hingewiesen) 

- nur zulässig bei ausreichender 
Reinigung durch flächenhafte 
Versickerung über den bewach-
senen Oberboden oder gleich-
wertige Filteranlagen 1 

- verboten für Niederschlagswas-
ser von Gebäuden auf gewerb-
lich genutzten Grundstücken  

verboten 

                                                           
1 siehe. ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ 
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 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

- verboten für kupfer-, zink- oder 
bleigedeckte Dachflächen 

3.7 Abwasserleitungen und zugehörige 
Anlagen zu errichten oder zu erwei-
tern 

nur zulässig, wenn die Dichtheit der 
Entwässerungsanlagen vor Inbetrieb-
nahme durch Druckprobe nachge-
wiesen und wiederkehrend alle 5 
Jahre durch Sichtprüfung und alle 10 
Jahre durch Druckprobe oder ande-
res gleichwertiges Verfahren über-
prüft wird 

(Durchleiten von außerhalb des Was-
serschutzgebiets gesammeltem Ab-
wasser verboten) 

verboten 

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen 
Handlungen 

4.1 Straßen, Wege und sonstige Ver-
kehrsflächen zu errichten oder zu 
erweitern 

nur zulässig,  

- wenn die „Richtlinien für bautech-
nische Maßnahmen an Straßen 
in Wasserschutzgebieten  

- (RiStWag)“ in der jeweils gelten-
den Fassung beachtet werden 

ansonsten zulässig wie in Zone II 

nur zulässig  

- für öffentliche 
Feld- und 
Waldwege, be-
schränkt-öffent-
liche Wege, Ei-
gentümerwege 
und Privatwege 

und 

- bei breitflächi-
gem Versickern 
des abfließen-
den Wassers 

4.2 Eisenbahnanlagen zu errichten o-
der zu erweitern 

verboten 

4.3 wassergefährdende auswaschbare 
oder auslaugbare Materialien (z.B. 
Schlacke, Teer, Imprägniermittel 
u.ä.) zum Straßen-, Wege-, Eisen-
bahn-, Wasserbau oder zu sonsti-
gen Handlungen zu verwenden 

verboten 

 

4.4 Baustelleneinrichtungen, Baustoff-
lager zu errichten oder zu erweitern 

--- 

auf die Verbote im Bezug auf was-
sergefährdende Stoffe (s. Nr. 2.2 und 
2.3) wird hingewiesen 

verboten 

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzurichten 
oder zu erweitern; Camping aller 
Art 

verboten 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr.1 vom 17.01.2020 
6 

 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

4.6 Sportanlagen zu errichten oder zu 
erweitern 

verboten 

4.7 Großveranstaltungen durchzufüh-
ren 

verboten 

4.8 Friedhöfe zu errichten oder zu er-
weitern 

verboten 

4.9 Flugplätze einschl. Sicherheitsflä-
chen, Notabwurfplätze, militärische 
Anlagen und Übungsplätze zu er-
richten oder zu erweitern 

verboten 

4.10 Militärische Übungen durchzufüh-
ren 

verboten 

4.11 Kleingartenanlagen zu errichten o-
der zu erweitern 

verboten 

4.12 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Freilandflächen, die 
nicht land-, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden (z.B. 
Verkehrswege, Rasenflächen, 
Friedhöfe, Sportanlagen, Eisen-
bahnanlagen) 

verboten 

4.13 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und be-
darfsgerechter Düngung  

verboten 

4.14 Beregnung von öffentlichen Grün-
anlagen, Rasensport- und Golfplät-
zen 

verboten 

5. bei baulichen Anlagen 

5.1 bauliche Anlagen zu errichten oder 
zu erweitern  

nur zulässig, 

- wenn kein häusliches oder ge-
werbliches Abwasser anfällt o-
der in eine dichte Sammelent-
wässerung eingeleitet wird unter 
Beachtung von Nr. 3.7 

verboten 

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten 
5.3  Stallungen zu errichten oder zu er-

weitern (s. Anlage 2, Ziffer 4) 
verboten 

5.4 Anlagen zum Lagern und Abfüllen 
von Jauche, Gülle, Silagesickersaft 
zu errichten oder zu erweitern 

verboten 

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfutterbe-
reitung zu errichten oder zu erwei-
tern 

verboten 

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen 

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, Fest-
mist, Gärrückständen aus Biogas-
anlagen und Festmistkompost  

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten 
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 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

6.2 Düngen mit sonstigen organischen 
und mineralischen Stickstoffdün-
gern (ohne Nr. 6.3) 

- verboten, wenn die Stickstoffdüngung nicht in zeit- 
und bedarfsgerechten Gaben erfolgt 

- verboten auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar 
folgenden Zwischen- oder Hauptfruchtanbau 

Auf die Pflicht zur standort- und bedarfsgerechten Dün-
gung gemäß der Düngeverordnung in der jeweils gültigen 
Fassung wird ausdrücklich hingewiesen. 

6.3 Ausbringen oder Lagern von Klär-
schlamm, klärschlammhaltigen 
Düngemitteln, Fäkalschlamm oder 
Gärsubstrat bzw. Kompost aus 
zentralen Bioabfallanlagen und 
Gärsubstraten, Gärrückständen 
bzw. Gärresten mit Anteilen von 
behandelten oder unbehandelten 
Bioabfällen oder tierischen Neben-
produkten aus Biogasanlagen 

verboten 

6.4 ganzjährige Bodendeckung durch 
Zwischen- oder Hauptfrucht 

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt 
möglich.  

 
6.5 Lagern von Festmist, Sekundärroh-

stoffdünger oder Mineraldünger auf 
unbefestigten Flächen 

verboten 

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb von 
ortsfesten Anlagen  

nur zulässig bei Siliergut ohne Gär-
safterwartung in dichten Foliensilos 
(dichte Folienunterlage und -abde-
ckung) sowie Ballensilage 

verboten 

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel- und 
Pferchtierhaltung  

verboten 

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter zu 
errichten 

--- verboten 

6.9 Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln aus Luftfahrzeugen oder zur 
Bodenentseuchung 

verboten 

6.10 Beregnung landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzter Flächen 

nur zulässig nach Maßgabe der Be-
regnungsberatung bzw. bis zu einer 
Bodenfeuchte von 70% der nutzba-
ren Feldkapazität 

verboten 

6.11 landwirtschaftliche Dräne und zu-
gehörige Vorflutgräben anzulegen 
oder zu ändern 

nur zulässig für Instandsetzungs- und Pflegemaßnah-
men, jedoch nicht bei Einleitung in den offenen Karst 

verboten bei Einleitung der Dränabflüsse in den offenen 
Karst (siehe Anlage 2, Ziffer 5) 

6.12 besondere Nutzungen im Sinne 
von Anlage 2, Ziffer 6 neu anzule-
gen oder zu erweitern 

verboten 

6.13 Rodung, Kahlschlag größer als 
1 ha oder eine in der Wirkung 
gleichkommende Maßnahme 
(siehe Anlage 2, Ziffer 7) 

nicht zulässig,  

(ausgenommen bei Kalamitäten) 
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 in der weiteren  
Schutzzone  

in der engeren  
Schutzzone 

entspricht Zone III II 

6.14 Nasskonservierung von Rundholz verboten 
 

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nr. 1 bis 6 aufgeführte Hand-
lungen verboten. Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rahmen der Wasser-
gewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, 
die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nummern 
1.2, 1.3, 1.4, 3.6, 4.4 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und 
-ableitung des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung 
geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten. 

§ 4 

Befreiungen 

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von den Verboten des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 
3 WHG. 

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und 
Nebenbestimmungen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Kelheim vom Grundstückseigentümer ver-
langen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allge-
meinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversorgung, erfordert. 

§ 5 

Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebie-
tes haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Be-
trieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes Kelheim zu dul-
den, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrichtung zu 
beseitigen oder zu ändern. 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach dem § 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96 bis 98 WHG 
und Art. 57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

§ 6 

Kennzeichnung des Schutzgebietes 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha-
ben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzonen durch Aufstellen 
oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 

§ 7 

Kontrollmaßnahmen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des Schutzgebie-
tes haben Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und 
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Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamtes Kelheim und durch Personal 
des Wasserversorgungsunternehmens zur Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften die-
ser Verordnung zu dulden. 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die 
hierzu notwendigen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch 
Beauftragte des Landratsamtes Kelheim und durch Personal des Wasserversorgungsun-
ternehmens zu dulden. 

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der öffent-
lichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm 
Beauftragten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Verord-
nung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen (Eigen-
überwachungsverordnung – EÜV) in der jeweils geltenden Fassung zu gestatten, die 
hierzu erforderlichen Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen 
zu ermöglichen. 

§ 8 

Entschädigung und Ausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Verordnung ergehende Anordnung 
das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht durch eine Befrei-
ung nach § 4 oder andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist 
über die Fälle des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 
57 BayWG Entschädigung zu leisten. 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung 
erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung einschränken oder Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb land- oder forst-
wirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge haben, ist für die dadurch verursachten wirt-
schaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art. 32 i. V. m. Art. 57 BayWG 
zu leisten. 

§ 9 
   

Pflichten des Begünstigten 
 

(1) Der Begünstigte hat das Eigentum an den Grundstücken im Fassungsbereich des Was-
serschutzgebietes zu erwerben und den Fassungsbereich lückenlos so zu umzäunen, 
dass er von Unbefugten nicht betreten werden kann. Die Umzäunung ist ordnungsgemäß 
zu unterhalten. 

(2) Der Begünstigte hat bei nicht öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen zur Kennzeich-
nung die Hinweiszeichen auf eigene Kosten zu beschaffen und an den Stellen anzubrin-
gen und zu unterhalten, an denen es die zuständige Kreisverwaltungsbehörde anordnet. 
Dies gilt auch für oberirdische Gewässer und sonstige Stellen, an denen eine Kennzeich-
nung erforderlich ist. 

(3) Der Begünstigte hat die engere Schutzzone mindestens vierteljährlich, die weitere Schutz-
zone mindestens einmal pro Jahr zu begehen. Festgestellte Verstöße gegen die Anord-
nungen der Schutzgebietsverordnung sind in das Betriebstagebuch einzutragen. Sofern 
eine Mängelbeseitigung nicht erreicht werden kann, sind das Landratsamt Kelheim und 
das Wasserwirtschaftsamt Landshut zu verständigen. 
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(4) Das Verbot der Düngung mit Gülle, Jauche, Festmist, Gärresten aus Biogasanlagen und 
Festmistkompost in der engeren Schutzzone ist mindestens einmal im Monat zu kontrol-
lieren. Verstöße sind dem Landratsamt Kelheim unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Begünstigte hat die Vorlage der Aufzeichnungen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EÜV 
jährlich vollständig und unaufgefordert vorzunehmen. Dies betrifft insbesondere auch die 
Daten zur Rohwasserbeschaffenheit. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a, Abs. 2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Beschränkung, einem Verbot oder einer Handlungspflicht nach § 3 Abs. 1 und 2 
zuwiderhandelt oder einer Pflicht nach § 9 nicht nachkommt, 

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der Aus-
nahme verbundenen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen, 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach den §§ 5 bis 7 nicht duldet. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Kel-
heim in Kraft. 

III. 
Rechtliche Würdigung 

 
Um das Grundwasser im Interesse des bereits bestehenden Brunnens VIII „Silbergrube“ der 
Stadtwerke Kelheim GmbH & Co. KG vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen, kann durch 
Rechtsverordnung ein Wasserschutzgebiet festgesetzt werden (§ 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG)). Sachlich und örtlich zuständig für den Erlass der Rechtsverordnung ist 
das Landratsamt Kelheim (§ 51 Abs. 1 Sätze 1 und 3 WHG i. V. m. Art. 31 Abs. 2 Bayer. Was-
sergesetz (BayWG), Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG)). Vor 
dem Erlass der Rechtsverordnung führt das Landratsamt Kelheim ein Anhörungsverfahren nach 
Art. 73 Abs. 2 bis 8 BayVwVfG durch (Art. 73 Abs. 3 Satz 1 BayWG). 

 
IV. 

Verfahren 
 
Gemäß Art. 73 Abs. 3 Satz 1 BayWG i. V. m. Art. 73 Abs. 4 und 5 BayVwVfG wird das Vorha-
ben, aufgrund eines neuen Verfahrens, erneut bekannt gemacht, mit dem Hinweis, dass 
1. Pläne und Beilagen, aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens ergeben, in der Zeit von 
Montag, den 27.01.2020 bis Mittwoch, den 26.02.2020 (Auslegungsfrist) 
a) beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Donaupark 13, Zi.Nr. O4.04, 93309 Kelheim 
b) bei der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim 
c) bei der Stadt Abensberg, Münchener Str. 14, 93326 Abensberg 
während der Dienststunden öffentlich zur Einsicht ausliegen. 
Die Bekanntmachung des Vorhabens wird gemäß Art. 27 a BayVwVfG zusätzlich online auf 
www.landkreis-kelheim.de unter der Kategorie „Amt und Service“ und der Rubrik „Meldungen“ 
(https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) bereitgestellt. Dazugehörige An-
tragsunterlagen/Planunterlagen können innerhalb der o. g. Auslegungsfrist beim Landratsamt 
Kelheim, bei der Stadt Kelheim und bei der Stadt Abensberg vollständig eingesehen werden. Es 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/
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wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass nur der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Papier-
unterlagen maßgeblich ist. 
2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis einschließlich 11.03.2020 (Einwendungsfrist), bei 
der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, der Stadt Abensberg, Münchener Str. 14, 
93326 Abensberg oder beim Landratsamt Kelheim, Donaupark 12, 93309 Kelheim (Hausan-
schrift), schriftlich oder während der üblichen Dienststunden zur Niederschrift Einwendungen ge-
gen das Vorhaben erheben.  
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung einzulegen, kön-
nen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist beim Landratsamt Kelheim, bei der Stadt Kelheim 
oder der Stadt Abensberg Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgeben.  
Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen. 
3. Die schriftliche Einwendung muss den leserlichen Namen und die volle Anschrift enthalten 
sowie den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Eine 
Begründung der befürchteten Beeinträchtigung ist nicht erforderlich. Sammeleinwendungen mit 
unleserlichen Unterschriften oder Adressenangaben können nicht berücksichtigt werden. Die Er-
hebung von Einwendungen oder die Abgabe einer Stellungnahme in elektronischer Form (einfa-
che E-Mail) genügt grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Hiervon ausgenommen sind 
Einwendungen und Stellungnahmen per E-Mail an das Landratsamt Kelheim (poststelle@land-
kreis-kelheim.de oder an poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de), die mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen sind. 
4. Einwendungen, welche im vorangegangen Verfahren um die Ausweisung des Trinkwasser-
schutzgebietes während der Einwendungsfrist im Zeitraum 04.07.2011 bis einschließlich 
17.08.2011 geltend gemacht wurden, können nicht in dem neuen Verfahren fortwirken. Sofern an 
den bereits erhobenen Einwendungen festgehalten wird, müssen diese innerhalb der genannten 
Frist erneut ins Verfahren eingebracht werden um rechtliche Beachtung zu finden. 
5. Gegebenenfalls rechtzeitig erhobene Einwendungen und rechtzeitig abgegebene Stellungnah-
men anerkannter Vereinigungen werden in einem Termin erörtert, den das Landratsamt Kelheim 
noch ortsüblich bekannt machen wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem Erörterungs-
termin gesondert benachrichtigt. Falls mehr als 50 solcher Benachrichtigungen vorzunehmen 
sind, kann die gesonderte Benachrichtigung über den Erörterungstermin durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten auch ohne ihn im Erörterungstermin verhandelt und entschieden werden kann. Über die Ein-
wendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Ge-
nehmigungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung kann ebenfalls durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
Ein Erörterungstermin wird, soweit erforderlich, gesondert festgesetzt. 
 
 
Kelheim, 07.01.2020 
Landratsamt Kelheim 
 
Post 
Regierungsrat 
 

 

 

 

 

mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de
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Anlage 1 

Lageplan M 1 : 25 000 vom 25.10.2017 

 

Anlage 2 

Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nr. 2, 5 und 6 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 
Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten. 
 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 2.2) 
Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone sind Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen nicht zulässig.  
 
In der weiteren Schutzzone (III) sind nur zulässig: 
1.  oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdi-

sche Anlagen für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, 
die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgeführt und 
mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind; der Auffangraum muss das maximal in 
den Anlagen vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen können, 
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2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen für 
aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV, die doppelwan-
dig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind. 

3. oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, ent-
sprechend den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV. 

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV sowie die Prüf-
fristen gemäß Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten weiteren Schutzzone, auch für be-
reits bestehende Anlagen. 

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder 
Wertstoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten Haushalten zur regel-
mäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine besonderen Anforderungen gestellt. 

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 
- Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln etc. nach den Maßgaben der Nr. 4.12, 

4.13, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6, 
- Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes, 
- das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen für Fahrzeuge und Maschinen, 
- Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch, 
- Kompostierung im eigenen Garten. 

4. Stallungen (zu Nr. 5.3) 
Die Erteilung einer Befreiung nach § 4 ist bei bestandsgeschützten landwirtschaftlichen Be-
trieben möglich, wenn dies betriebsbedingt notwendig ist (Existenzsicherung) und das er-
höhte Gefährdungspotential durch technische Anforderungen ausgeglichen werden kann und 
der Trinkwasserschutz gewährleistet ist. 

5. Offener Karst (zu Nr. 6.11) 
Als offener Karst wird der Hauptgrundwasserleiter Malmkarst bezeichnet,  
- wenn keine schützenden Deckschichten vorhanden sind, 
- wenn nur wenig schützende Deckschichten (durchlässige Kiese und Sande) vorhanden 

sind oder  
- wenn eine bindige (tonig-schluffige) Deckschicht geringer als 3 m ausgebildet ist. 

Geeignete Voruntersuchungen sind durchzuführen. 
6. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische 
Nutzungen (zu Nr. 6.12): 

- Weinbau 
- Obstanbau, ausgenommen Streuobst 
-  Hopfenanbau 
-  Tabakanbau 
-  Gemüseanbau 
-  Zierpflanzenanbau 
-  Baumschulen und forstliche Pflanzgärten 
-  Christbaumkulturen 

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung 
im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels bei gleichbleibender Größe 
der Anbaufläche. 
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7. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkommende Maßnahmen (zu Nr. 6.13) 
Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche alle aufstockenden Bäume in einem oder 
in wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen werden, ohne dass bereits 
eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher durch die Hiebsmaß-
nahme auf der Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen. 
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist eine Lichthauung, bei der nur noch 
vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls Freiflächenbedingun-
gen entstehen. 
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder mehrere benachbarte Waldbesitzer 
Hiebe durchführen, die in der Summe zu den o.g. Freiflächenbedingungen führen.  
Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer Waldbesitzer auf räumlich getrennten 
Teilflächen zulässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verordnung lediglich in der 
Summe überschreiten.  
Als Rodung bezeichnet man die Beseitigung von Wald zugunsten einer anderen Bodennut-
zungsart (Art. 9 BayWaldG). Bei der Rodung werden in der Regel auch die Wurzelstöcke 
entfernt, so dass tiefgreifende für die Wasserwirtschaft nachteilige Störungen der Boden-
strukturen entstehen. 
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall 
zu verstehen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme aller geschädigten Bäume und da-
her u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist.  
 
 
 
 

Nr. 44-642-R-C7/R-C8 
Wasserrecht; 
Erhöhung der Jahresentnahmemenge für die Tiefbrunnen I und II Lengfeld auf dem 
Grundstück Flurnummer 250, Gemarkung Lengfeld, durch den Zweckverband zur Was-
serversorgung der Bad Abbacher Gruppe 
 
Bekanntmachung 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Bad Abbacher Gruppe, Am Pfaffenberg 1, 93077 
Bad Abbach, beantragt eine Änderung der wasserrechtlichen Bewilligung (Bescheid des Land-
ratsamtes Kelheim vom 11.07.1969, Nr. III 1-642-5257/68, zuletzt geändert mit Bescheid vom 
05.12.2007, Nr. V 2-642-R-C 7, C 8) für die Erhöhung der Grundwasserentnahmemenge aus 
den Tiefbrunnen I und II Lengfeld.  Für die genannten Wassergewinnungsanlagen wurde mit 
Verordnung vom 10.02.2003, zuletzt geändert durch Verordnung vom 18.07.2003 ein Trinkwas-
serschutzgebiet festgesetzt.  
Zweck und Umfang des Vorhabens 
Die derzeitig genehmigte Fördermenge beträgt 850.000 m³/a bei einer maximalen Entnahme 
von 66,34 l/s. Es ist beantragt, die Entnahmemenge auf 1 Mio. m³/a bei einer maximalen Ent-
nahme von 60 l/s, befristet bis zum 31.12.2039, zu erhöhen. 
Das aus den Brunnen geförderte Wasser wird im Zweckverband zur Wasserversorgung der Bad 
Abbacher Gruppe für die Trink- und Brauchwasserversorgung verwendet. 
Rechtliche Würdigung 
Das Zutagefördern von Grundwasser ist eine Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Die Gewässerbenutzung bedarf der behördlichen Erlaubnis 
oder Bewilligung (§ 8 Abs. 1 WHG). Im vorliegenden Fall wurde eine Bewilligung nach § 10 i. V. 
m. § 14 WHG beantragt. 
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Über die Bewilligung wird in einem wasserrechtlichen Verfahren entschieden, für dessen Durch-
führung das Landratsamt Kelheim sachlich und örtlich zuständig ist (Art. 63 Abs. 1 Bayer. Was-
sergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG). 
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die Be-
kanntmachung der negativen Vorprüfung kann auf dem UVP-Portal Bayern online eingesehen 
werden.  
Verfahren 
Gemäß Art. 69 BayWG i. V. m. Art. 73 Abs. 3, 4 und 5 BayVwVfG wird das Vorhaben bekannt 
gemacht mit dem Hinweis, dass 
1. Beilagen, aus welchen sich Art und Umfang des Vorhabens ergeben, in der Zeit von 
Montag, den 27.01.2020 bis Mittwoch, den 26.02.2020 (Auslegungsfrist) 

a) beim Landratsamt Kelheim, Donaupark 13, Zi. O4.04., 93309 Kelheim 
b) beim Markt Bad Abbach, Raiffeisenstr. 72, 93077 Bad Abbach 

während der Dienststunden öffentlich zur Einsicht ausliegen. 
Die Bekanntmachung des Vorhabens wird gemäß Art. 27 a BayVwVfG zusätzlich online auf 
www.landkreis-kelheim.de unter der Kategorie „Amt und Service“ und der Rubrik „Meldungen“ 
(https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) bereitgestellt.  
Zugehörige Antragsunterlagen können innerhalb der o. g. Auslegungsfrist beim Landratsamt 
Kelheim und beim Markt Bad Abbach eingesehen werden. Es wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass nur der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Papierunterlagen maßgeblich ist. 
Hinweis: Die der Bewilligung zugrundeliegenden Planunterlagen können bei Bedarf in oben ge-
nanntem Zeitraum zusätzlich beim Landratsamt Kelheim eingesehen werden. 
2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis einschließlich 11.03.2020 (Einwendungs-
frist), beim Markt Bad Abbach, Raiffeisenstr. 72, 93077 Bad Abbach oder beim Landratsamt 
Kelheim, Donaupark 12, 93309 Kelheim (Hausanschrift), schriftlich oder während der üblichen 
Dienststunden zur Niederschrift Einwendungen gegen das Vorhaben erheben.  
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung einzulegen, kön-
nen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist beim Landratsamt Kelheim oder dem Markt Bad Ab-
bach Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgeben.  
3. Die schriftliche Einwendung muss den leserlichen Namen und die volle Anschrift enthalten 
sowie den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Eine 
Begründung der befürchteten Beeinträchtigung ist nicht erforderlich. Sammeleinwendungen mit 
unleserlichen Unterschriften oder Adressenangaben können nicht berücksichtigt werden. Die 
Erhebung von Einwendungen oder die Abgabe einer Stellungnahme in elektronischer Form 
(einfache E-Mail) genügt grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Hiervon ausgenom-
men sind Einwendungen und Stellungnahmen per E-Mail an das Landratsamt Kelheim (post-
stelle@landkreis-kelheim.de oder an poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de), die mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind. 
4. Gegebenenfalls rechtzeitig erhobene Einwendungen und rechtzeitig abgegebene Stellung-
nahmen anerkannter Vereinigungen werden in einem Termin erörtert, den das Landratsamt Kel-
heim noch ortsüblich bekannt machen wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejeni-
gen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem Er-
örterungstermin gesondert benachrichtigt. Falls mehr als 50 solcher Benachrichtigungen vorzu-
nehmen sind, kann die gesonderte Benachrichtigung über den Erörterungstermin durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines 
Beteiligten auch ohne ihn im Erörterungstermin verhandelt und entschieden werden kann. Über 
die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch 
die Genehmigungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung kann ebenfalls durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen 
sind. 
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Ein Erörterungstermin wird, soweit erforderlich, gesondert festgesetzt. 
 
Kelheim, 02.01.2020 
Landratsamt Kelheim 
 
 
Post           
Regierungsrat          
 
 
 
 
44-641-R SI 29 (44-641-Ki 5) 
Wasserrecht; 
Einleiten gesammelter Abwässer in die Abens und den Siegbach durch den Markt Sie-
genburg; 
Ergänzung um das Einleiten von Mischwasser aus dem Baugebiet „Am Sonnenhang“ 
(Gemeinde Kirchdorf) über einen Graben in den Perkabach 

Bekanntmachung 
Das Landratsamt Kelheim hat dem Markt Siegenburg mit Bescheid vom 07.11.2005, geändert 
durch die Bescheide vom 23.01.2007, vom 21.11.2007, vom 09.07.2010 und vom 27.01.2015 
(jeweils Nr. V 2-641- R SI 29), die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis zum Einleiten gesam-
melter Abwässer erteilt. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des in der Klär-
anlage Siegenburg behandelten kommunalen Abwassers sowie des Mischwassers aus Entlas-
tungsanlagen. 
Mit Bescheid vom 09.12.2019, Nr. 44-641-R SI 29 (44-641-Ki 5), wurde diese Erlaubnis um das 
Einleiten von Mischwasser aus dem Baugebiet „Am Sonnenhang“ (Gemeinde Kirchdorf) über 
einen Graben in den Perkabach (Flurnummer 2526, Gemarkung Kirchdorf) ergänzt. 
Eine Ausfertigung des Bescheides vom 09.12.2019 (incl. Rechtsbehelfsbelehrung) und die dem 
Bescheid zugrundeliegenden Antrags- und Planunterlagen liegen im Zeitraum vom 28.01.2020 
bis zum 10.02.2020 bei der Verwaltungsgemeinschaft Siegenburg, Marienplatz 13, 93354 Sie-
genburg, während der üblichen Dienststunden zur Einsicht aus. 
Der Inhalt der Bekanntmachung sowie der Bescheid vom 09.12.2019 (incl. Rechtsbehelfsbeleh-
rung) und ein Teil der Planunterlagen sind zusätzlich auf der Internetseite des Landkreises Kel-
heim (www.landkreis-kelheim.de) unter der Kategorie „Amt und Service“ und der Rubrik „Mel-
dungen“ (https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) während des Auslegungs-
zeitraumes eingestellt (gemäß Art. 27 a BayVwVfG). Maßgeblich ist jedoch nur der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die mit dem Bescheid vom 09.12.2019 genehmigte Ergän-
zung der o. g. gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis mit dem Ende der Auslegungsfrist ge-
genüber den Betroffenen, die im wasserrechtlichen Verfahren nicht bekannt wurden, als zuge-
stellt gilt (Art. 69 Satz 2 BayWG i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
 
 
Kelheim, 09.01.2020 
Landratsamt: 
 
 
 
Post 
Regierungsrat 
 
 
 
 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/
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44-641-V 5 
Wasserrecht und Abwasserabgaberecht; 
Einleiten von gereinigtem Abwasser aus der Kläranlage des Ortsteils Böham in 
den Böhamer Graben (Vorfluter) durch die Gemeinde Volkenschwand 

Bekanntmachung 
Das Landratsamt Kelheim hat mit Bescheid vom 11.12.2019, Nr. 44-641-V 5, der Ge-
meinde Volkenschwand, die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis zum Einleiten ge-
sammelter Abwässer erteilt. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung 
des in der Kläranlage Böham behandelten kommunalen Abwassers. 
Eine Ausfertigung des Bescheides vom 11.12.2019 (incl. Rechtsbehelfsbelehrung) und 
die dem Bescheid zugrundeliegenden Antrags- und Planunterlagen liegen im Zeitraum 
vom 28.01.2020 bis zum 10.02.2020 bei der Verwaltungsgemeinschaft Mainburg, Post-
str. 2 a, 84048 Mainburg, während der üblichen Dienststunden zur Einsicht aus. 
Der Inhalt der Bekanntmachung sowie der Erlaubnisbescheid (incl. Rechtsbehelfsbeleh-
rung) und ein Teil der Planunterlagen sind zusätzlich auf der Internetseite des Landkrei-
ses Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) unter der Kategorie „Amt und Service“ und der 
Rubrik „Meldungen“ (https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) wäh-
rend des Auslegungszeitraumes eingestellt (gemäß Art. 27 a BayVwVfG). Maßgeblich 
ist jedoch nur der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die mit dem Bescheid erteilte gehobene wasserrecht-
liche Erlaubnis mit dem Ende der Auslegungsfrist gegenüber den Betroffenen, die im 
wasserrechtlichen Verfahren nicht bekannt wurden, als zugestellt gilt (Art. 69 Satz 2 
BayWG i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
 
Kelheim, 09.01.2020 
Landratsamt: 
 
 
Post 
Regierungsrat 
 
 
 
 

Bekanntmachungen der Städte, Märkte und Gemeinden 
 
 
Haushaltssatzung der von der Stadt Abensberg verwalteten St. Peter Gotteshaus- 
und Leprosen-Stiftung für das Haushaltsjahr 2020 
Auf Grund der Art. 20 des Stiftungsgesetzes in Verbindung mit Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung erlässt die Stadt Abensberg folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit fest-
gesetzt; er schließt im 
Verwaltungshaushalt 
in Einnahmen und Ausgaben mit  2.800,-- € 
und im 
Vermögenshaushalt 
in Einnahmen und Ausgaben mit  2.100,-- € 
ab. 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/
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§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wer-
den nicht beansprucht. 

§ 5 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 

II. 
Die Haushaltsatzung enthält keine nach Art. 67 Abs. 4 und Art. 71 Abs. 2 GO genehmi-
gungspflichtige Teile. 

III. 
Die vorstehende vom Stadtrat der Stadt Abensberg in der Sitzung vom 27.11.2019 be-
schlossene Haushaltssatzung wird hiermit gemäß Art. 65 Abs. 3 GO i.V. mit § 36 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Abensberg öffentlich bekannt gemacht. 

IV. 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan liegen während des ganzen Jahres bei der Stadt 
Abensberg Zimmer 3.04, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Ein-
sichtnahme auf. 
 
 
Abensberg, 18.12.2019  
 
STADT ABENSBERG 
 
 
Dr. Brandl 
1. Bürgermeister 
 
 
 
 

Bekanntmachungen der Schulverbände 
 
 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Abensberg (geschäftsführende Gemeinde 
Stadt Abensberg) für das Haushaltsjahr 2020 
Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit Art.40 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit und Art. 63 ff der Gemeindeord-
nung erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit fest-
gesetzt; 
er schließt im 
Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit   1.278.300,00 EUR 
und im 
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Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit   1.895.200,00 EUR 
ab. 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen wird auf 0,00 EUR festgesetzt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten 
Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schulver-
bandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird auf 924.000,00 EUR festge-
setzt (Umlagesoll). 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen des Vermögenshaushaltes nicht gedeck-
ten Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schul-
verbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage) wird auf 585.200,00 EUR festge-
setzt (Umlagesoll). 
Für die Bemessung wird die Schülerzahl der allgemeinbildenden Schulen nach dem 
Stand vom 1.Oktober 2019 herangezogen (Bemessungsgrundlage). 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2019 von insgesamt 616 Verbandsschülern 
besucht. Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schülerzahl beträgt 
der Beitrag je Schüler 
im Verwaltungshaushalt  1.500,00 EUR, 
im Vermögenshaushalt  950,00 EUR. 
Die maßgeblichen Umlagegrundlagen aller Mitglieder des Schulverbandes  
(für das Haushaltsjahr 2020) betragen 1.509.200,00 EUR. 
Der Umlagesatz, mit welchem die Umlagegrundlagen für die Bemessung der Schulver-
bandsumlage herangezogen werden, wird im Verwaltungshaushalt und Vermögens-
haushalt auf 100 v.H. festgesetzt. 

§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wer-
den nicht beansprucht. 

§ 6 
Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben (so z.B. zu §§ 25 bis 
27 KommHV) und den Stellenplan (§ 6 KommHV) beziehen, werden nicht aufgenom-
men. 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 

II. 
Die Haushaltssatzung enthält nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V. mit Art. 26 Abs. 1, 40 
Abs. 1 Satz 1 KommZG i.V. mit Art. 71 Abs. 2 und Art. 67 Abs. 4 GO keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile. 

III. 
Die vorstehende von der Schulverbandsversammlung in der Sitzung vom 10.12.2019 
beschlossene Haushaltssatzung wird hiermit gem. Art. 65 Abs. 3 GO i. V. mit Art. 9 Abs. 
9 BaySchFG, Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG und § 25 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
der Schulverbandsversammlung öffentlich bekannt gemacht.  
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IV. 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan liegen während des ganzen Jahres bei der Stadt 
Abensberg, Zimmer 16, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur Einsicht-
nahme auf.  
 
 
SCHULVERBAND 
Abensberg, 23.12.2019 
 
Dr. Uwe Brandl 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Hallertauer Mittelschule Mainburg Land-
kreis Kelheim für das Haushaltsjahr 2020 
Aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
vom 31.05.2000 (GVBl. S. 455) i.V. m. Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu-
nale Zusammenarbeit (KommZG) vom 20.06.1994 (BayRS 2020-6-1-I) und Art. 63 ff 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der Schulverband Haller-
tauer Mittelschule Mainburg folgende Haushaltssatzung:  

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird hiermit fest-
gesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt in den  
  Einnahmen und Ausgaben mit  1.357.000 € 
im Vermögenshaushalt in den     

Einnahmen und Ausgaben mit  2.297.400 € ab. 
§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen wird auf 300.000 € festgesetzt.  

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird 
auf 2.500.000 € festgesetzt. 

§ 4 
A.  Verwaltungsumlage 

Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll) 
zur Finanzierung von Ausgaben im VERWALTUNGSHAUSHALT (ohne UA 
2901) wird auf  

905.100 € 
festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler 
auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. Die für die Berechnung der 
Schulverbandsumlage maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Okto-
ber 2019 wird auf 483 Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Verwaltungsumlage wird somit je Verbandsschüler  

auf 1.873,91 € festgesetzt. 
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B.  Umlage Schülerbeförderungskosten 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll) 
zur Finanzierung von Ausgaben im Unterabschnitt 2901 VERWALTUNGSHAUS-
HALT wird auf  

175.100 € 
festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler 
mit Beförderungsanspruch auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. Die 
für die Berechnung der Schulverbandsumlage maßgebende Schülerzahl nach 
dem Stand vom 1. Oktober 2019 wird auf 166 Verbandsschüler mit Beförde-
rungsanspruch festgesetzt. 
Die Umlage für Schülerbeförderungskosten wird somit je Verbandsschüler  

auf 1.054,82 € festgesetzt. 
 

C. Investitionsumlage 
Der durch Zuweisungen und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zu Fi-
nanzierung von Ausgaben im VERMÖGENSHAUSHALT (Umlagesoll) wird auf 

500.000 € 
festgesetzt. Die für die Berechnung der Investitionsumlage maßgebende Schü-
lerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2019 wird auf 483 Verbandsschüler fest-
gesetzt. 
Die Investitionsumlage wird somit je Verbandsschüler  

auf 1.035,20 € festgesetzt. 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf  

225.000 € 
festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 
 
Mainburg, den 23.12.2019 
 
Schulverband Hallertauer Mittelschule Mainburg  
 
gez. 
Josef Reiser  
1. Vorsitzender  
 


